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Rolf Schmucker

Anmerkungen zur politischen Macht der Unternehmer

Man muss kein Marxist sein, um anzuerkennen, dass Unternehmer in kapitalistischen Indust-
riegesellschaften ein gesellschaftlich auRerordentlich machtiges Interesse verkdrpern. Ange-
sichts der gegenwartig zu beobachtenden politischen Krafteverhaltnisse erscheint diese
Machtposition so gefestigt wie lange nicht mehr. Die vorgeblichen Zwange der Globalisie-
rung und ein politisch hegemonialer Marktradikalismus haben die Durchsetzungsfahigkeit
politischer Unternehmerstrategien weiter gestarkt. Im Rahmen der voranschreitenden Oko-
nomisierung des Politischen werden die Verwertungsbedingungen zum zentralen Maf3stab
politischer ,Reformprojekte”, wie dies in der gegenwartigen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik

der Bundesregierung deutlich zu erkennen ist.

Da es sich dabei jedoch nicht um einen automatischen Prozess handelt, sondern um politi-
sche Auseinandersetzungen, deren Ausgang prinzipiell ungewiss ist, bleibt erklarungsbedyirf-
tig, wie sich das Verhaltnis von Unternehmern und Politik im Einzelnen gestaltet. Die grund-
legende Frage lautet, wie sich in einem parlamentarisch-demokratischen System, in dem
formal alle gesellschaftlichen Gruppen den gleichen Zugang zu politischen Entscheidungs-
prozessen besitzen, 6konomische in politische Macht ,Ubersetzt”. Im Folgenden sollen einige
Facetten dieser Frage diskutiert werden. Dabei wird erstens die Quantitat der ,sozialen
Gruppe" der Unternehmer in der Bundesrepublik Deutschland umrissen, zweitens wird ihre
politische Durchsetzungsfahigkeit im System kollektiven Interessenhandelns erdrtert und
drittens wird, anhand einiger klassentheoretischer Uberlegungen, das Verhéltnis von Homo-

genitat und Fragmentierung unternehmerischer Interessen thematisiert.

Zur Quantitat der sozialen Gruppe der Unternehmer

Versteht man ,Unternehmer” in einem funktionalen Sinn, gehéren dazu sowohl Eigentimer-
Unternehmer als auch die Angehérigen der leitenden Management-Ebene eines Unterneh-
mens. Das Statistische Bundesamt definiert Unternehmen als ,die kleinsten, gesondert bi-
lanzierenden und rechtlich selbstandigen Wirtschaftseinheiten® (Statistisches Bundesamt
1998: 129). Im Jahr 1995 gab es in Deutschland etwas mehr als 2,8 Mio. Unternehmen. Auf-
geteilt nach der Unternehmensgréfe ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tabelle): Gemessen an
der Zahl der Unternehmen besitzen die kleinen und mittleren Unternehmen (KMUs) das ab-

solute Ubergewicht. Weniger als 2 Prozent aller Unternehmen in Deutschland hatten 1995
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mehr als 500 Beschaftigte!. Dagegen steht die Zahl von 2,4 Mio. Unternehmen, die 1 bis 9
Beschaftigte aufweisen. Die dominierende dkonomische Bedeutung der GrofRunternehmen
erschlief3t sich erst, wenn die Unternehmenssteuerstatistik in die Betrachtung mit einbezo-
gen wird. Daraus wird ersichtlich, dass im Jahr 1994 die grof3ten 0,9 Prozent der Unterneh-
men 63,7 Prozent des gesamten Umsatzes auf sich vereinten, wahrend die kleinsten 81,4

Prozent der Unternehmen nur auf 8,5 Prozent des Gesamtumsatzes kamen (vgl. ebd.: 24).

Tabelle: Unternehmen nach Wirtschaftszweigen und BeschéaftigtengroRenklassen 1995
kleine Unterneh- mittlere Unter- grofRe Unterneh- Insgesamt
men nehmen (10-499 men (mehr als
(1-9 Beschaftigte) Beschaftigte) 500 Beschaftigte)
Bergbau 37 143 80 260
Steine und Erden 9.430 5.554 106 15.090
Gas und Wasser 4.423 1.290 57 5.770
Metall 86.699 50.408 879 137.986
Feinmechanik und 63.193 28.715 691 92.599
Elektronik
Chemie 5.534 5.576 327 11.437
Holz 44.291 13.240 88 57.619
Papier und Druck 27.541 8.085 170 35.796
Textil und Leder 80.277 8.551 88 88.916
Nahrungs- und 359.349 41.509 258 401.116
Genussmittel
Bau 394.423 62.269 305 456.997
Handel und Verwal- 810.773 122.519 1.612 934.904
tung
Verkehr 150.835 22.306 204 173.345
Gesundheitsdienst 378.166 32.846 381 411.393
Insgesamt 2.414.971 403.011 5.246 2.823.228

Quelle: BMWi 1997: 160; eigene Zusammenstellung.

Mehr als 71 Prozent aller Unternehmen wurden im Jahr 1998 von einem Eigentimer-
Unternehmer geleitet. Von den GroRunternehmen mit einem Jahresumsatz von 100 Mio. DM
und mehr wurden 1998 nur 79 als Einzelunternehmen gefihrt (vgl. Statistisches Bundesamt
2001a). Mit knapp 426.724 Unternehmen steht die GmbH an zweiter Stelle der Rechtsfor-
men. Sie ist gleichermalRen in kleinen und mittleren Unternehmen zu finden. Mit der OHG
und der KG folgen zwei Formen der Personengesellschaften auf den Platzen drei und vier.

Nur 0,11 Prozent aller Unternehmen haben die Rechtsform einer AG.

Die Verteilung unternehmerischer Funktionen auf verschiedene Personen und Gremien ist in
AG und GmbH besonders ausgepragt. Vorstand und Aufsichtsrat bzw. Geschéftsfihrung
und Gesellschafterversammlung werden hier als die Organe verstanden, in denen sich die

unternehmerischen Tatigkeiten biindeln. Die GroRRe dieser Organe ist von Unternehmen zu

L Als Klein gelten Unternehmen, wenn sie bis zu 9 Beschéftigte haben, mittlere Unternehmen kénnen 10 bis 499

Beschaftigte haben, GroRBunternehmen haben 500 und mehr Beschéftigte. Der Begriff ,Mittelstand“ umfasst in
aller Regel kleine und mittlere Unternehmen. Neben der Klassifizierung nach Beschéftigtenzahlen ist die Ein-
stufung nach Jahresumsatz eine weiterer gebréuchlicher MaRRstab, Unternehmensgréf3en zu bestimmen. Das
Institut fur Mittelstandsforschung nimmt dabei folgende Einteilung vor: Als kleine Unternehmen gelten solche
mit einem Jahresumsatz von weniger als 1 Mio. DM pro Jahr, mittlere Unternehmen haben einen Jahresum-
satz von 1 bis 100 Mio. DM, Unternehmen mit einem Jahresumsatz von mehr als 100 Mio. DM gelten als
GroBunternehmen (vgl. BMWi 1997: 15).



Unternehmen verschieden, doch auch in den gréf3ten Unternehmen bewegt sich die Mitglie-
derzahl zwischen 2 und 14 Personen. Bericksichtigt man, dass auch bei AG und GmbH die
Zahl der kleinen und mittleren Unternehmen Uberwiegen, in denen die betreffenden Organe
durchschnittlich etwas kleiner sind, so ist die Schatzung, dass in den Unternehmen dieser
beiden Rechtsformen durchschnittlich 3 Personen den Vorstand/die Geschaftsfihrung inne-
haben, wahrend 5 Personen den Aufsichtsrat/die Gesellschafterversammlung bilden, sicher
nicht zu hoch angesetzt. Multipliziert man die Zahl von 8 Unternehmern mit der Gesamt-
summe von AGs und GmbHSs, so erhalt man eine Zahl von ca. 3,4 Mio. unternehmerisch
tatigen Personen in diesem Bereich. Geht man davon aus, dass die knapp 2 Mio. Einzelun-
ternehmen in der Regel auch von einem Eigentimer-Unternehmer geleitet werden, veran-
schlagt man eine durchschnittliche Zahl von drei geschéftsfiihrenden Gesellschaftern in
OHG und KG und ebenso viele Leitungspersonen in den sonstigen Rechtsformen, so lasst
sich eine Gesamtzahl unternehmerisch tatiger Personen in der BRD von ca. 6,5 Mio. errech-
nen (eigene Berechnung, beruhend auf Statistisches Bundesamt 2001b). Offensichtlich han-
delt es sich bei der Gruppe der Unternehmer entsprechend der hier verwendeten weiten De-
finition nicht um einen kleinen und exklusiven Kreis, sondern um einen relativ groRen und

heterogenen Bevdlkerungsteil.

Unternehmer und Politik

Reduziert man Politik nicht auf die Entscheidungsprozesse des politischen Systems und die
explizit auf deren Beeinflussung gerichteten Handlungen gesellschaftlicher Akteure, so ist
unternehmerisches Handeln in einem umfassenden Sinne als politisch zu verstehen. Dabei
lassen sich strukturelle und politisch-strategische Einflussnahmen unterscheiden.? Unter
strukturelle Einflussnahme fallen insbesondere die sozialen und 6kologischen Externalisie-
rungen von Unternehmensentscheidungen. Davon unterscheiden sich politisch-strategische
Einflussnahmen unternehmerischen Handelns durch ihren expliziten Bezug auf Organisatio-
nen, Institutionen und Entscheidungsverfahren des politischen Systems. Hierzu gehért das
klassische 'Lobbying' auf informeller oder institutionalisierter Ebene, finanzielle Zuwendun-
gen an Personen, Parteien oder andere Institutionen, das Mitwirken von Unternehmern in
Organisationen und Institutionen des politischen Systems sowie die Teilnahme an politischen
Diskursen und damit an der o6ffentlichen Meinungsbildung. Prinzipiell stehen diese Hand-
lungsoptionen jedem einzelnen Unternehmer offen, wenngleich die politischen Einfliss-
maoglichkeiten fur ein GroBunternehmen aufgrund des 6konomischen Gewichts ungleich gro-
Ber sind, als die eines mittelstandischen Betriebes. Einen herausragenden Stellenwert im

politisch-strategischen Handeln von Unternehmern besitzen allerdings die Interessenverban-



de. Die groRe Anzahl von Unternehmensverbénden in der Bundesrepublik, ihre intensive
Beteiligung auf den verschiedenen Ebenen politischer Aushandlungsprozesse und ihre hau-
fige Prasenz in den Massenmedien zeigen, dass politisch-strategisches Handeln von Unter-
nehmern zu einem betrachtlichen Teil kollektives Handeln ist.

Die Bedingungen unternehmerischen Kollektivhandelns waren in den 80er Jahren Gegens-
tand einer sozialwissenschaftlichen Debatte um die ,Two logics of collective action®, in der es
vor allem um die Frage ging, inwiefern Unternehmer eine privilegierte Position bei der politi-
schen Interessenwahrnehmung besitzen.® Anhand einer Gegeniiberstellung mit dem ge-
werkschaftlichen Kollektivhandeln wurde deutlich, dass von unterschiedlichen Organisati-
onsbedingungen und damit auch unterschiedlicher politischer Durchsetzungsfahigkeit aus-
zugehen ist. Bei geringerem Organisationsbedarf besitzen Unternehmer die gréReren Orga-
nisationsressourcen — so lasst sich das zentrale Ergebnis der Debatte zusammenfassen.
Eine Privilegierung unternehmerischer Interessen im gesellschaftlichen Kontext wird nur in
solchen Ansétzen verneint, die entweder strikt reduktionistisch von individuellem Wahlverhal-
ten ausgehen und dabei verengte Rationalitatskriterien anlegen, oder aber gesellschaftliche
Krafteverhaltnisse formalistisch aus der Anzahl der registrierten Verbande ableiten. Ansons-
ten zeichnet sich, mit unterschiedlichen Nuancen, ganz lGberwiegend ein Verstandnis unter-
nehmerischen Interessenhandelns in kapitalistischen Gesellschaften ab, das von einer struk-
turellen Privilegierung ausgeht. "Die strukturelle Machtposition der Unternehmer ergibt sich
u.a. aus ihrem Besitz bzw. ihrer Kontrolle Gber die Produktionsmittel, Gber die Arbeitskraft
und den Arbeitsprozeld sowie aus den Erfordernissen der kapitalistischen Organisation der
Okonomie, die ihnen die Hauptrolle im Wirtschaftsleben zuschreibt. Die Handlungsfreiheit
des Staates gegenlber den Unternehmern wird insofern begrenzt, als der Staat als Garant
und Reproduzent der generellen Bedingungen des Kapitalismus fungiert. Es wéare allerdings
eine deterministische Vereinfachung, die Regierung und staatliche Instanzen lediglich als
Agent der Unternehmer bzw. Wirtschaftselite zu verstehen* (Wagner 1997: 43). Wie sich die
allgemeine Privilegierung unternehmerischer Interessen im Einzelnen durchsetzt wird jedoch
in der Regel nicht konkret bestimmt. Es zeichnen sich drei Argumentationslinien ab, mit de-
nen die 'Ubersetzung' von einer 6konomischen in eine politische Privilegierung begriindet
wird. 1. Staatliche Entscheidungen bevorzugen tendenziell unternehmerische Interessen.
Dies geschieht einerseits, weil eine groRe Ubereinstimmung der staatlichen Eliten mit den
Wirtschaftseliten beztiglich politischer und 6konomischer Zielsetzungen existiert, anderer-
seits, weil der Staat auf das Gelingen des Akkumulationsprozesses angewiesen ist. Wie
stark sich die 'strukturelle Abhangigkeit' des Staates im Einzelnen auswirkt ist allerdings um-

stritten (vgl. Przeworski/Wallerstein 1988). 2. Unternehmer verfiigen Uber privilegierte Hand-

2 Die Verwendung der Begriffe strukturelle und politisch-strategische Einflussnahme ist angelehnt an eine Un-

terscheidung der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (1988: 215).
Wichtige Beitrage von Offe/Wiesenthal (1980), Streeck (1991), Traxler/Weber (1988), Wiesenthal (1992).



lungsmadglichkeiten zur Durchsetzung ihrer Interessen, weil sie an der Spitze einer Organisa-
tion (des Unternehmens) stehen. Damit besitzen sie bereits als individuelle Akteure umfang-
reiche Entscheidungsbefugnisse und Dispositionsmoglichkeiten, um ihre Interessen zu ver-
folgen. 3. Mit der Funktion der Unternehmensleitung ist eine Ausstattung mit Machtressour-
cen verbunden, die der anderer gesellschaftlicher Gruppen Uberlegen ist. Der Aufbau und
der Erhalt von Interessenorganisationen ist auf dieser Basis leichter moglich. Als Konse-
guenz aus diesen drei Ebenen der Privilegierung unternehmerischer Interessen ergibt sich
die bereits genannte These vom geringeren Organisationsbedarf bei gleichzeitig besserer
Ressourcenausstattung. Ein geringerer Organisationsbedarf wirft allerdings die Frage auf,
warum Unternehmer dennoch in zahlreichen Verbanden kollektiv handeln.

Als ausreichendes Motiv flr kollektives Handeln galt in Gruppentheorien lange Zeit das Vor-
handensein gemeinsamer Interessen. Die "Erwartung, Homogenitat stimuliere kollektives
politisches Handeln zugunsten sozialer Innovationen” wurde jedoch oftmals enttauscht (vgl.
Wiesenthal 1987: 442). Rational-Choice-Theorien verwiesen dagegen auf die verschiedenen
Handlungsoptionen von Individuen, die nach Olson (1968) in grol3en Gruppen gerade nicht
zu kollektivem Handeln fuhre. Die Kritik an Olsons zu engem Rationalitatsbegriff hat seine
These von der Unwahrscheinlichkeit kollektiven Handelns im wissenschaftlichen Diskurs
mehr und mehr aufgeweicht. Die Grenze zwischen rationalem und irrationalem Handeln ist
so leicht nicht zu bestimmen. Individuelle Wahlhandlungen héangen von den konkreten "Welt-
sichten, Wahrnehmungen, Uberzeugungen, Vorlieben, Interpretationen, Interessen, Abhan-
gigkeiten und Erwartungen” der jeweiligen Akteure in einer spezifischen Situation ab (vgl.
Esser 1993: 23). Verschiedene Beitrage der Korporatismusforschung haben darauf hinge-
wiesen, dass die Motive flr Unternehmer, sich einer Interessenorganisation anzuschlief3en,
sehr vielfaltig und komplex sein kénnen. Die einzelnen Mitglieder kénnen durchaus unter-
schiedliche Interessen an einer Verbandsmitgliedschaft aufweisen. Die Verbande ihrerseits
kénnen mit einem Mix von kollektiven, solidarischen, selektiven und autoritativen Gutern die
Bereitschaft der Einzelnen zum Beitritt und zum Verbleib erhéhen (vgl. Weber 1987: 207).
Hinzu kommt die Betonung der konkreten Umweltbedingungen, die die individuellen Kosten-
Nutzen-Kalkiile der Akteure verandern, und den Prozess der Organisationsbildung und -
entwicklung somit stark von der sozialen Einbettung abhangig machen. Dies lasst sich am
Beispiel einer historischen 'Boomphase’' von Verbandsgriindungen verdeutlichen. Im deut-
schen Kaiserreich, das als die Periode gilt, in der die Interessenverbande zu einem innenpo-
litischen Machtfaktor wurden, waren es v.a. die Folgen der Industrialisierung, die zunehmen-
de Krisenanféalligkeit wirtschaftlichen Wachstums und die verstérkte Interventionstatigkeit des
Staates, die die Griindung und die organisatorische Entwicklung von Verbanden beférderten
(vgl. Ullmann 1988: 114ff.). Entsprechend der Ausdifferenzierung der Gesellschaft entwickel-
te sich eine Eigendynamik der Verbandsbildung. Zudem zog die Griindung eines Verbandes



haufig die Griindung weiterer, oftmals konkurrierender Verbd&nde nach sich ("Organisation
erzeugt Organisation”, ebd.: 274). Dies gilt z.B. fur die Arbeitgeberverbande, die erst als Re-
aktion auf das Entstehen der Gewerkschaften gegriindet wurden, aber auch fir die verstark-
te Bildung von Wirtschaftsverbanden auf Branchenebene, wo kollektives Handeln in der
Konkurrenz um staatliche Unterstitzungen z.T. Uberlebensnotwendig wurde. Die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen politischer, 6konomischer und kultureller Art (vgl. Trax-
ler/Weber 1988) flieRen in die individuellen Kalkile der Akteure mit ein, wirken an der For-
mierung von Interessen und der Herausbildung kollektiver Identitaten mit, und bedingen so-

mit die Bildung und Entwicklung von kollektivem Handeln.

Homogenitat und Fragmentierung unternehmerischer Interessen

Das Verhéltnis von Homogenitat und Fragmentierung unternehmerischer Interessen und die
Konsequenzen fur die Entwicklung der Verbande waren in der Debatte umstritten. Die An-
nahme von Offe/Wiesenthal (1980), die ein grundsatzlich homogenes Kapitalinteresse ver-
muteten, dass in Kosten und Gewinnen mess- und ausdriickbar sei und das kollektive Inte-
ressenhandeln der Unternehmer erleichtere, wurde auch von den Autoren modifiziert. Auf-
grund der empirisch beobachtbaren Konflikte innerhalb der Unternehmerschaft wird nicht
langer von einer rationalen Berechenbarkeit des (politischen) Unternehmerhandelns anhand
des Mal3stabes der Profitabilitdt ausgegangen.

Aus klassentheoretischer Sicht wird die Heterogenitat unternehmerischer Interessen in An-
satzen zur Kapitalfraktionierung diskutiert. Als eine der beiden gesellschaftlichen Hauptklas-
sen des Kapitalismus ist die Kapitalistenklasse einerseits herrschende Klasse, der ein ge-
meinsames Interesse an der Erhaltung des Systems unterstellt wird (vgl. Sweezy 1971: 84).
,FUr die Klassenanalyse ergibt sich aber die weitergehende Frage, wie aus dieser dualisti-
schen Determiniertheit der Klassenstruktur politisch konsequenzenreiche Differenzierungen
innerhalb der Klassen erklart werden kénnen® (Hickel 1975: 144, Hervorhebung im Original).
Der Mechanismus der Konkurrenz verweist auf eine Quelle interner Differenzierungen und
Konflikte. ,Ihr objektiver Zwang zum gemeinsamen Interesse an der Ausbeutung der Arbei-
terklasse setzt sich in der Konkurrenz der Einzelkapitale als Element der Bourgeoisieklasse
durch. Lassen sich aber spezifische Widerspriche von Einzelkapitalien bindeln, so knupft
sich daran ein Interesse an, das den Begriff der Kapitalfraktion rechtfertigt‘ (ebd.: 145, Her-

vorhebung im Original).

Fasst man die verschiedenen klassenanalytischen Uberlegungen zusammen, so lassen sich
vier strukturelle Faktoren benennen, die Interessendifferenzierungen innerhalb des Kapitals
hervorrufen und damit potentielle Ausgangspunkte fir Fragmentierungen und Fraktionierun-

gen sind:



Differenzierungen nach Unternehmensgrof3e: Klassentheoretisch stellt sich die Frage, ab
welcher Grenze eine Person nicht mehr Teil der Kapitalistenklasse, sondern Angehdriger
des Kleinbiirgertums ist. Eine abstrakte Trennungslinie kann bspw. anhand der Frage
gezogen werden, ob die Person, die im Besitz der Produktionsmittel ist, noch im Produk-
tionsprozess mitarbeitet oder ihr Einkommen im Wesentlichen aus dem Profit bezieht,
d.h. prinzipiell Lohnarbeit ausbeutet (vgl. PKA 1978: 177). Doch auch dieses Kriterium
liefert keine eindeutige Unterscheidung. In der Definition des ,Projekt Klassenanalyse”
(PKA) zahlen Arbeitgeber mit bis zu drei Beschaftigten noch zum Kleinburgertum. Bei
Poulantzas sind es Betriebe mit bis zu finf Beschaftigten (Poulantzas 1975: 134). Koch
setzt den Schnitt bei 10 Beschaftigten an, mit denen ein kapitalistisches Unternehmen
beginnt (Koch 1994: 115). Unabhéangig davon, wo man die Trennlinie zwischen Kleinbir-
gertum und Kapitalisten zieht, bleibt die nur empirisch zu beantwortende Frage, inwiefern
es sich um eine politisch wirksame Unterscheidung handelt, oder ob nicht die betrachtli-
chen Grolienunterschiede innerhalb der Kapitalistenklasse eine bedeutsamere Quelle flr

politische Fraktionierungen innerhalb der Unternehmer sind.

Die Trennung von Kapitaleigentum und Kontrolle: Die Abgrenzung der ,alten” Mittelklas-
se (Kleinbirgertum) von der Kapitalistenklasse stellt nur ein Problem klassentheoreti-
scher Analyse dar. Auch die ,neue” Mittelklasse, z.B. die hochqualifizierten Lohnempfan-
ger, fugt sich nicht umstandslos in die Klassenstruktur ein. Im Verlauf der Debatte um die
Trennung von Eigentum und Kontrolle wurde das obere Management schon als die
kommende herrschende Klasse eingestuft, die den Ubergang vom Kapitalismus zur Ma-
nagergesellschaft vorantreibe (vgl. Burnham 1951; Berle/Means 1968). Andere Analysen
sahen die Mittelklasse nicht als eigenstdndige Klasse, sondern als Segment anderer
Klassen, zumeist der Arbeiterklasse, da sie ebenso wie diese ihre Arbeitskraft verkaufen
musste. Trotz der Lohnabhangigkeit wird die Ebene des obersten Management klassen-
theoretisch meist der Bourgeoisie zugerechnet. Obwohl keine Eigentiimer an Produkti-
onsmitteln, haben sie doch Positionen inne, die sie zu ,fungierenden Kapitalisten* (PKA
1978: 184) machen. Fiur den fungierenden Kapitalisten besteht allerdings auch die Mog-
lichkeit, durch Gewinnbeteiligung 0.a4. zum Eigentimer, d.h. zum ,richtigen Kapitalisten
zu werden. Dennoch birgt die Differenz zwischen Eigentiimern und eigentumslosen Kapi-
talisten ein gewisses Konfliktpotential. ,Es stehen sich gegentber auf der einen Seite die
Fraktion der fungierenden Kapitalisten und auf der anderen Seite die Fraktion der Kapi-
taleigentimer” (ebd.: 187). In der jingeren Vergangenheit ist die Diskussion um diese
Konfliktlinie durch die sich ausbreitende Shareholder-Value-Okonomie neu belebt wor-
den. Nun wird ein potentieller Konflikt zwischen den kurzfristigen Interessen der Aktiona-

re an der Steigerung des Unternehmenswerts und den mittel- bis langfristigen Unterneh-



mensstrategien des Topmanagements gesehen (vgl. Jurgens u.a. 2000; Scherrer u.a.
2001).

Differenzierungen zwischen verschiedenen Kapitalformen: Die Position der ,neuen” Mit-
telklasse wurde anhand ihrer Stellung in der Organisation des Produktionsprozesses und
ihrer Position in der Hierarchie des Unternehmens bestimmt. Dagegen wird die dritte hier
vorgestellte potentielle Fraktionierungslinie des Kapitals anhand der unterschiedlichen
Kapitalformen entwickelt, deren Interessen sich im Prozess der Profitverteilung wider-
sprechen kénnen. Wahrend das industrielle Kapital in der eigentlichen Sphare der Mehr-
werterzeugung agiert, bewegt sich das Warenkapital in der Zirkulationssphare, die der
Realisation des Mehrwerts dient. Das Geldkapital schlie3lich als dritte Kapitalfraktion wi-
ckelt den Geldhandel und das Kreditgeschaft ab und erscheint als zinstragendes Kapital
(vgl. PKA 1978: 188f.). Grundlage mdglicher Differenzierungen zwischen den drei Frakti-
onen ist das unterschiedliche Verhaltnis zu Produktion, Aneignung und Realisierung des

Mehrwerts.

Mit Blick auf die weltpolitischen Entwicklungen der Nachkriegszeit leiten Kees van der Pijl
und Otto Holman aus der Fraktionierung in verschiedene Kapitalformen eine grundséatzli-
che politisch-ideologische Spaltung der Kapitalistenklasse ab. , The criterion for this bifur-
cation is the fact that whereas all forms of capital represent modes of appropriation of
surplus-value, only the productive form is engaged in its creation through the subsump-
tion of living labour-power. (...) this distinction is particularly important when it comes to
reconstructing the ideological propensities of the functionaries of productive capital” (van
der Pijl 1984: 4). Die Nahe zur konkreten Investitionsebene, d.h. zu den Arbeitskréften
und Maschinen, verstarkt demnach beim produktiven (industriellen) Kapital die Neigung
zu Klassenkompromissen, zu sozialpartnerschaftlicher Politik und nationalstaatlichen Ar-
rangements. Demgegeniber favorisiert das Geldkapital liberalere Politiken, die den Ren-

tier-Interessen der Bourgeoisie entgegenkommen(vgl. Holman/van der Pijl 1996: 60ff.).

~Stoffliche* Unterschiede zwischen verschiedenen Unternehmen oder Branchen: Eine
Vielzahl von Differenzierungen liegt in der ,stofflichen* Ausrichtung der Einzelkapitale
bzw. der Branchen. Diese werden vom ,Projekt Klassenanalyse* als ein untergeordneter
Aspekt der Klassenfraktionierung verstanden. Gegenulber den Spaltungslinien zwischen
den verschiedenen Kapitalformen sowie Eigentiimern und fungierenden Kapitalisten be-
grundet die stoffliche Seite eher Unterabteilungen der groRen Fraktionen (vgl. PKA 1978:
189). Beispiele fur stoffliche Differenzierungen sind der Grad der Weltmarktabh&ngigkeit,
die unterschiedlichen Anlagesphéaren und Branchen, differierende Wettbewerbspositio-
nen innerhalb desselben Industriezweiges, das Verhaltnis von Lohn- bzw. Kapitalintensi-

tat, die Unterschiede zwischen Grundstoff- und Verbrauchsguterindustrien, der Diversifi-



zierungsgrad der unternehmerischen Tatigkeit; die Abhangigkeit vom Staat als Nachfra-

ger oder auch der Grad der Subventionsabhangigkeit von Unternehmen und Branchen.

Die vier genannten potentiellen Differenzierungslinien sind ausnahmslos struktureller Natur.
Nun ist fraglich, inwiefern die strukturellen Unterschiede zwischen den Unternehmen tatsach-
lich auch politische Konfliktlinien markieren. Es ist davon auszugehen, dass politische Kon-
flikte innerhalb ,des Unternehmerlagers” zu einem betrachtlichen Teil in den Interessenver-
banden ,kleingearbeitet‘ werden. Diese Ebene ist fur eine Analyse nur schwer zuganglich.
Die Untersuchung des 6ffentlichen unternehmerischen Diskurses hat allerdings gezeigt, dass
eine Reihe von Konflikten zwischen Unternehmern auch in der Offentlichkeit ausgetragen
werden (vgl. zum Folgenden: Schmucker 2003, S. 270ff). In den Jahren 1993 bis 1997 wa-
ren knapp 9 % aller unternehmerischen Aussagen im 6ffentlichen gesellschaftspolitischen
Diskurs konfliktorisch.* Betrachtet man die zugrunde liegenden Konfliktursachen, so zeigt
sich jedoch, dass die zuvor genannten vier strukturellen Bereiche nicht hinreichen, um alle
Konflikte zu erklaren. Zwar ist insbesondere die Bedeutung unterschiedlicher Unterneh-
mensgrélRen und der verschiedenen stofflichen Differenzierungslinien, die sich oft auch tber-
lagern, in einer Reihe von Konflikten deutlich nachzuvollziehen, gleichzeitig zeichnen sich
zusétzliche Konfliktursachen ab, und in verschiedenen Auseinandersetzungen kommt es zu
Akteurskonstellationen, die im Widerspruch zu den strukturellen Bedingungen stehen. Zu-
séatzlich zu den vier genannten Bereichen entstehen unternehmerische Binnenkonflikte auf-
grund verbandlicher Konfliktlinien (z.B. um die tarifpolitische Zustéandigkeit zwischen ver-
schiedenen Arbeitgeberverbénen), regionaler Unterschiede (insbesondere zwischen Unter-
nehmen aus Ost- und Westdeutschland) und abweichender normativer Erwartungen an das
Unternehmerhandeln (z.B. hinsichtlich der ,gesellschaftlichen Verantwortung“ von Unter-
nehmern). In mehr als 40 % der unternehmerischen Binnenkonflikte zeigten sich in den Ak-
teurskonstellationen widerspruchliche Merkmale, d.h. die beteiligten Akteure lie3en sich nicht
entsprechend den genannten Strukturmerkmalen einer der Konfliktparteien zuordnen. Offen-
sichtlich kommen bei der Bildung von Kapitalfraktionen politisch-strategische Praferenzen
zum tragen, die quer zu den strukturellen Merkmalen der beteiligten Unternehmen liegen
konnen. Dies bedeutet, dass auch im Unternehmerhandeln eine ,relative Autonomie des
Politischen* besteht, die die bruchlose Ubertragung struktureller Bedingungen auf die For-

mierung kollektiven Handelns unmaéglich macht.

* Fur die Analyse wurde die Nachrichtenberichterstattung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung als 6ffentlicher

Diskurs operationalisert. Im Untersuchungszeitraum fanden sich 2.279 Aussagen unternehmerischer Akteure
zu einem gesellschaftspolitischen Thema. 201 Aussagen war konfliktorisch in dem Sinne, dass ein unterneh-
merischer Akteur sich explizit gegen die Position eines anderen unternehmerischen Akteurs wendet. Der Um-
kehrschluss, dass die restlichen 91 Prozent aller Aussagen von allen unternehmerischen Akteuren geteilt
werden, ist allerdings nicht zuléssig. Es kann lediglich festgehalten werden, dass in diesen Fallen keine offene
und unmittelbare Kritik an anderen Unternehmern geéauf3ert wurde.



Schluss

Die privilegierte Position ,der Unternehmer” bei der Durchsetzung ihrer Interessen im politi-
schen System wird durch den Umstand verkompliziert, dass sowohl strukturelle als auch
politische Ursachen flr Interessenheterogenitét existieren. Wahrend der intra-
unternehmerische Interessenausgleich auf der strukturellen Ebene grundsatzlich schwieriger
zu realisieren ist, gibt es auf der Ebene der politischen Strategiebildung die Méglichkeit, Ho-
mogenitéat diskursiv herzustellen. Intern ist hier die Rolle der Unternehmerverbande bei der
Interessenaggregation ihrer Mitglieder und der Formulierung von politischen Forderungen
von groRer Bedeutung. Nach auen gerichtet spielt die Einflussnahme auf die politische Of-
fentlichkeit eine grof3e Rolle. Politische Durchsetzungsfahigkeit ist immer auch in den diskur-
siv-ideologischen Auseinandersetzungen um hegemoniale Deutungsmuster herzustellen.
Exemplarisch fir die vielen verschiedenen Aktivitaten der Unternehmerverbande auf diesem
Gebiet sei hier die ,Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“ erwahnt, die vom Arbeitgeberver-
band Gesamtmetall und dem Institut der deutschen Wirtschaft ins Leben gerufen wurde.® Der
angestrebte und teilweise schon vollzogene Bruch mit den fordistischen Regulationsprinzi-
pien der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik wird hier diskursiv als eine Erneuerung des ,Er-
folgsmodells Soziale Marktwirtschaft“ umgedeutet (vgl. Reuter 2001). Diese nicht nur seman-

tischen Verschiebungen wirken mittlerweile bis weit in das sozialdemokratische Milieu hinein.

Klassentheoretisch ist auch bei der Betrachtung ,der Unternehmer” von Interesse, dass die
Entwicklung gemeinsamer Interessen, politischer Strategien, Ideologien und kollektiver Iden-
titdten nicht strukturell vorgegeben ist, sondern sich im Rahmen eines historisch bestimmten
Madglichkeitsfeldes bewegt. Dazu gehért auch die jeweilige Positionierung gegeniber andern
gesellschaftlichen Klassen, Fraktionen, sozialen Bewegungen etc., ohne die es nicht zur
Klassenbildung kommen kann. Vester hat diesen relationalen Aspekt in Anlehnung an E.P.
Thompson so formuliert, dass es soziale Konfrontationen sind, ,(...) in denen sich heteroge-
ne Gruppen zu kAmpfenden Lagern koalieren und strukturieren. Dies ist, so scheint mir, die
Aussage der These, daf3 der ,Klassenkampf der Klasse vorausgeht': Heterogenitat ist der
historische Normalfall — Strukturierung entsteht durch Kampf* (Vester 1998: 110). Die histo-
risch-konkrete, politische Dynamik von Klassenbildungsprozessen wird mit der begrifflichen
Trennung von Klassenstrukturierung und Klassenformierung erfasst. In der Bandbreite zwi-
schen 6konomistischer und kulturalistischer Deutung wird ein Zusammenhang zwischen
Struktur und Handlung konstatiert, der einerseits mit der Klassenstruktur ein gewisses Spekt-
rum moéglicher Handlungsweisen von Individuen und Kollektiven vorgibt, die andererseits
jedoch eine Vielfalt méglicher realer Formierungsprozesse von Klassen und Fraktionen zu-
lasst. Klassenstrukturierung wird demnach als die ,Vergesellschaftung der Individuen in so-

zio-6konomischen Klassen" beschrieben, wahrend mit der Klassenformierung der ,,Grad der

° Zuden Unterstitzern, den Aktivitaten und Publikationen der Initiative siehe www.chancenfueralle.de.
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Vergemeinschaftung der Individuen in den sozio-politischen und -kulturellen Klassen* und
den dazugehorigen Fraktionen bezeichnet wird (vgl. Kohimorgen 2001: 289). Die Beschrei-
bung realer Klassen und Fraktionen kann somit nur auf der Analyse von Klassenformie-
rungsprozessen beruhen. Da diese jedoch in einem nicht-deterministischen Sinn mit den
strukturellen Gegebenheiten korrespondieren, ist die Unterscheidung zwischen Klassenfor-
mierung und -strukturierung nicht blof3 eine theoretische Uberlegung, sondern fiir die Real-

analyse politischen Unternehmerhandelns von grof3em Nutzen.

Literatur

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik (1988), Wirtschaftsmacht in der Marktwirtschaft.
Zur 6konomischen Konzentration in der Bundesrepublik. KoIn.

Berle, Adolf A. / Means, Gardiner C. (1968), The Modern Corporation And Private Property,
New York, (Erstausgabe 1932).

BMWi (1997), UnternehmensgroRenstatistik 1997/98. Daten und Fakten, Bearbeitung: Insti-
tut fur Mittelstandsforschung Bonn, Berlin.

Burnham, James (1951), Das Regime der Manager, Stuttgart, (Erstausgabe 1941).
Esser, Hartmut (1993), Soziologie. Allgemeine Grundlagen. Frankfurt a.M./New York.

Hickel, Rudolf (1975), Kapitalfraktionen. Thesen zur Analyse der herrschenden Klasse. In:
Kursbuch 42, Dezember 1975, S. 141-152.

Holmann, Otto / Pijl, Kees van der (1996), The Capitalist Class in the European Union, in:
Kourvetaris, George A. / Moschonas, Andreas (eds.): The Impact of European Inte-
gration, Westport, S. 55-74.

Jurgens, Ulrich (u.a.)(2000), Corporate Governance und Shareholder Value in Deutschland,
Diskussion Paper des WZB, FS 1l 00-202, Berlin.

Koch, Max (1994), Vom Strukturwandel einer Klassengesellschaft. Theoretische Diskussion
und empirische Analyse, Minster.

Kohimorgen, Lars (2001), Zur Aktualitat des Begriffs “Klasse”, in: Gewerkschaftliche Monat-
shefte 5/2001, S. 285-294..

Offe, Claus / Wiesenthal, Helmut (1980): Two Logics of Collective Action: Theoretical Notes
on Social Class and Organizational Form. In: Zeitlin, Maurice (ed.): Political Power
and Social Theory, Volume 1/1980. A Research Annual, Greenwich, Connectitut, S.
67-115.

Olson, Mancur (1986), Die Logik des kollektiven Handelns. Kollektivguter und die Theorie
der Gruppen. Tubingen.

Pijl, Kees van der (1984), The Making of an Atlantic Ruling Class, London.

PKA (Projekt Klassenanalyse)(1978): Materialien zur Klassenstruktur der BRD. Erster Teil:
Theoretische Grundlagen und Kritiken, Hamburg.

Poulantzas, Nicos (1975): Klassen im Kapitalismus — heute. Studien zur Klassenanalyse 5,
Berlin.

Przeworski, Adam/Wallerstein, Michael (1988): Structural Dependence of the State on Capi-
tal. In: American Political Science Review. Volume 82, No. 1, March 1988, S. 11-29.

11



Reuter, Norbert (2001), Arbeitgeber-Marktwirtschaft, in: Blatter fir deutsche und internationa-
le Politik 10/2001, S. 1167-1170.

Scherrer, Christoph (u.a.)(2001): Zukunft der Wirtschaft. Eine Literaturstudie, Kassel/Berlin.

Schmucker, Rolf (2003): Unternehmer und Politik. Homogenitat und Fragmentierung unter-
nehmerischer Diskurse in gesellschaftspolitischer Perspektive. Unveroff. Diss., Mar-
burg.

Statistisches Bundesamt (1998): Statistisches Jahrbuch 1998 fur die Bundesrepublik
Deutschland, Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2001a): Umsatzsteuerpflichtige 1998 und deren Lieferungen und
Leistungen nach Rechtsformen und GroRR3enklassen, http://www.statistik-
bund.de/download/fist/fistdow3.htm, 12.03.2001.

Statistisches Bundesamt (2001b): Steuerpflichtige und deren Lieferungen und Leistungen
1998 nach Wirtschaftsabschnitten und rechtsformen, http://www.statistik-
bund.de/download/fist/fistdow4.htm, 12.03.2001.

Streeck, Wolfgang (1991): Interest Heterogeneity and Organizing Capacity: Two Logics of
Collective Action? In: Czada, Roland M./Windhoff-Héritier, Adrienne (ed.): Political
Choice. Institutions, Rules, and the Limits of Rationality. Frankfurt a.M./Boulder, Colo-
rado, S. 161-198.

Sweezy, Paul (1971), Zum Begriff der herrschenden Klasse, in: Ders.: Die Zukunft des Kapi-
talismus und andere Aufsatze zur politischen Okonomie, Frankfurt a.M., S. 70-84.

Traxler, Franz / Weber, Hajo (1988). Gesellschafts- und Organisationsstrukturen zwischen
Kultur und Interesse. In: Haller, Max/Hoffmann, Hans-Joachim/Zapf, Wolfgang (Hg.):
Kultur und Gesellschaft. Verhandlungen des 24. Deutschen Soziologentags, des 11.
Osterreichischen Soziologentags und des 8. Kongresses der Schweizerischen Ge-
sellschaft fir Soziologie in Zirich 1988. Frankfurt a.M./New York 1988, S. 224-245.

Ulimann, Hans-Peter (1988): Interessenverbande in Deutschland. Frankfurt a.M.

Vester, Michael (1998): Klassengesellschaft ohne Klassen. Auflésung oder Transformation
der industriegesellschaftlichen Sozialstruktur, in: Berger, Peter / Vester Michael
(Hrsg.), Alte Ungleichheiten — Neue Spaltungen, Opladen, S. 109-147.

Wagner, Christoph: Uruguay (1997): Unternehmer zwischen Diktatur und Demokratie. Eine
Studie zu Politik, Wirtschaft und der politischen Rolle der Unternehmerverbande.
Frankfurt a.M.

Weber, Hajo (1987): Unternehmerverbénde zwischen Markt, Staat und Gewerkschaften. Zur
intermediaren Organisation von Wirtschaftsinteressen. Frankfurt a.M./New York.

Wiesenthal, Helmut (1987): Rational Choice. Ein Uberblick tiber Grundlinien, Theoriefelder
und neuere Themenakquisition eines sozialwissenschaftlichen Paradigmas. In: Zeit-
schrift fir Soziologie, Heft 6, Dezember, S. 434-449.

Wiesenthal, Helmut (1992): Kapitalinteressen und Verbandsmacht. “Two Logics of Collective
Action” Revisited. In: Abromeit, Heidrun/Jurgens, Ulrich (Hg.): Die politische Logik
wirtschaftlichen Handelns. Berlin, S. 38-61.

12


http://www.statistik-bund.de/download/fist/fistdow3.htm
http://www.statistik-bund.de/download/fist/fistdow3.htm
http://www.statistik-bund.de/download/fist/fistdow3.htm
http://www.statistik-bund.de/download/fist/fistdow3.htm

	Anmerkungen zur politischen Macht der Unternehmer
	Zur Quantität der sozialen Gruppe der Unternehme�
	Unternehmer und Politik
	Homogenität und Fragmentierung unternehmerischer�
	Schluss
	Literatur


